
Protokolle der Workshops im Rahmen der Dialogveranstaltung zum Szena

riorahmen 2019 – 2030 am 1. Februar 2018 in Ingolstadt 

Im Rahmen der Konsultationsphase des Szenariorahmens 2019 – 2030 hat die Bundesnetzagentur am 1. Feb

ruar 2018 in Ingolstadt eine Dialogveranstaltung für die interessierte Öffentlichkeit durchgeführt. Am Nach

mittag gab es hierzu drei unterschiedliche Workshops mit den Themen: 

 Annahmen zur erneuerbaren und konventionellen Erzeugung 

 Auswirkungen von Sektorenkopplung und Flexibilisierung auf den Stromverbrauch 

 Umweltaspekte des Szenariorahmens 

Nachfolgend werden die wesentlichen Diskussionsschwerpunkte und –stränge aus den einzelnen Workshops 

aufgezeigt. Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und drückt vor allem die Sichtweise 

der jeweiligen Diskussionsteilnehmer aus. Die wiedergegebenen Argumente sind nicht zwangsläufig der 

Standpunkt der Bundesnetzagentur. Sie ersetzen auch nicht die erforderlichen Stellungnahmen im Rahmen 

des laufenden Konsultationsprozesses für den Szenariorahmen 2019 – 2030. 

Workshop 1: Annahmen zur erneuerbaren und konventionellen Erzeugung 

Zentrales Diskussionsthema waren die Annahmen zu den konventionellen und erneuerbaren Energien. Beim 

Thema Kuppelkapazitäten wurde von mehreren Workshopteilnehmern die Höhe der Kapazitätsannahmen 

kritisiert und gleichzeitig eine genaue Überprüfung der Handelskapazitäten gefordert. Der innerdeutsche 

Netzausbau dürfe nicht dem Stromhandel dienen, sondern lediglich der Integration von erneuerbaren Ener

gieerzeugungsanlagen. 

In diesem Zusammenhang wurde die Datentransparenz bemängelt und vorgebracht, dass selbst Daten, wel

che nach § 12f EnWG beantragt werden können, zu ungenau und zu stark verkürzt seien, um die Notwendig

keit des Netzausbaus wirklich bewerten zu können. Die Bundesnetzagentur war sich dieser Problematik be

wusst und kündigte an, die Transparenz  weiter zu erhöhen, betonte aber auch, dass der Umgang mit den Da

ten sehr komplex sei. Sie wies gleichzeitig aber auch darauf hin, dass es in Bezug auf die generelle Brauchbar

keit der 12f-Daten viele Positivbeispiele gebe. 

Kritisiert wurde auch, dass kein dezentraler Ansatz im Szenariorahmen betrachtet werde, also die Regionali

sierung von Onshore Windkraftanlagen eher an ertragsreichen Standorten anstatt verbrauchsnah stattfinde. 

Die Aufgabe des Szenariorahmens sei es jedoch, die wahrscheinliche energiewirtschaftliche Entwicklung bis 

zu den Zieljahren abzubilden. Da das derzeitige Anreizsystem auch ertragsreiche Standorte berücksichtige, sei 

ein rein dezentraler Ausbau derzeit nicht zu erkennen. Neben einem fehlenden dezentralen Ansatz wurde 

auch mehrfach erwähnt, dass die Bundesnetzagentur ein Szenario berücksichtigen solle, welches gänzlich 

ohne die Einspeisung von Braunkohle ins Netz auskomme. Auch die Klimaschutzziele sollen bei der Erstel

lung aller Szenarien berücksichtigt werden. Kritisiert wurde in diesem Zusammenhang zudem, dass PV-

Anlagen mit Batteriespeichersystemen nicht genug Berücksichtigung fänden. Hierbei wurde auf die im Sze

nariorahmen 2019-2030 sehr wohl betrachteten Flexibilitätsoptionen in diesem Bereich hingewiesen. 



Beim Thema Versorgungssicherheit wurde die Frage gestellt, wie es sein könne, dass bei einer Spitzenlast von 

95 GW und einer installierten Erzeugung aus EE-Anlagen von über 160 GW überhaupt noch konventionelle 

Kraftwerke nötig seien und Deutschland in manchen Szenarien sogar Strom importieren müsse. In diesem 

Fall sei es zunächst sehr wichtig, zwischen installierter Leistung (GW) und erzeugter Energie (GWh) zu unter

scheiden. Die Erzeugung aus Photovoltaik und Windenergieanlagen sei stark wetterabhängig. Die gesicherte 

Leistung, also die Leistung die eine Anlage mindestens garantiert immer erbringen kann, sei bei PV-Anlagen 

null, da nachts kein Strom erzeugt werde. Bei Windkraftanlagen liege dieser Wert über ganz Deutschland be

trachtet im einstelligen Prozentbereich. Der für die Versorgungssicherheit relevante Auslegungsfall sei also 

der Extremfall, bei dem die Spitzenlast bei eingebrochener Dunkelheit und Windflaute auftrete und somit 

nahezu komplett durch den konventionellen Kraftwerkspark bedient werden müsse. Bei der Betrachtung der 

Nichtverfügbarkeiten von Photovoltaik und Windenergieanlagen müsse eine stärkere Berücksichtigung von 

Speichern erfolgen. Ebenso solle bei der Darstellung der erneuerbaren Energieerzeugungsanlagen darauf ge

achtet werden, dass die Energiebilanz und auch die Leistungsbilanz dargestellt werde.  

An dieser Stelle wurde der Bundesnetzagentur auch mangelndes Verantwortungsbewusstsein vorgeworfen. 

Sie berufe sich nur auf Gesetze und Vorschriften, die sie einzuhalten habe, und schöbe die Verantwortung in 

die Politik ab. Gleichzeitig verfüge sie aber über mehr Fachwissen als der Gesetzgeber und sei somit in der 

Pflicht, fachlich zu beraten und im Interesse der Bürger zu handeln. Zudem wurde die Behauptung aufgestellt, 

dass von den Stellungnahmen zum letzten Netzentwicklungsplan keine einzige berücksichtigt worden sei. 

Hier wurde klargestellt, dass die Entscheidungs- und Gesetzgebungskompetenz trotz allem in der Politik ver

bleibe und auch fachlich richtige und gute Ratschläge und Meinungen nicht zwangsweise eine Umsetzung 

bedeuteten. Es wurde zudem bemerkt, dass eine Antwort an jeden einzelnen Konsultationsteilnehmer nicht 

machbar sei, jedoch jede Eingabe auf die enthaltenen Sachargumente untersucht werde und diese sehr wohl 

in den Bestätigungsdokumenten ihre Berücksichtigung fänden. 

Weiterhin wurde kritisiert, dass der Szenariorahmen und der Netzentwicklungsplan von den Übertragungs

netzbetreibern erstellt werden, die ein finanzielles Interesse an möglichst viel Netzausbau hätten. Der Netz

ausbau sei nur durch eine größtmögliche Akzeptanz zu erreichen. In den letzten Jahren stießen jedoch viele 

Projekte auf erheblichen Widerstand. Es sei abzusehen, dass auch wirklich nur die Projekte gebaut würden, 

deren Notwendigkeit zweifelsfrei nachgewiesen sei. Ein weiterer Aspekt sei die Prüfung durch die Bundes

netzagentur (und in weiteren Schritten durch zahlreiche andere Behörden und Gutachter) selbst. Dieser Kritik 

wurde entgegnet, dass, die Bundesnetzagentur keineswegs gemeinsame Sache mit den Netzbetreibern mache 

und auch keinerlei finanzielle Zuwendungen erhalte. Die Bundesnetzagentur sei eine obere Bundesbehörde 

mit gesetzlich definierten Aufgaben und erledige diese nach bestem Wissen und Gewissen. Die für die fachli

che Prüfung zuständige Organisationseinheit bestehe zum großen Teil aus Ingenieuren und Naturwissen

schaftlern, die an exzellenten Universitätslehrstühlen ausgebildet wurden und teilweise über langjährige Be

rufserfahrung in der Energiewirtschaft verfügten. Zusätzlich zur hausinternen Expertise werde jedes Jahr ein 

unabhängiger Gutachter bestellt, welcher sowohl die vorgelegten Berechnungen der Übertragungsnetzbetrei

ber als auch die Arbeit der Bundesnetzagentur selbst bewerte und in einem Abschlussbericht veröffentliche. 

Workshop 2: •Auswirkungen von Sektorenkopplung und Flexibilisierung 

auf den Stromverbrauch 

Zentrale Diskussionsthemen in diesem Workshop waren die Flexibilisierung und die Sektorenkopplung, be

sonders im Hinblick auf Elektromobilität und Power-to-X-Technologien (PtX). Auch über Lastmanagement-



Potenziale wurde angeregt diskutiert. Einleitend wurde vom Plenum angeregt, den Begriff Sektorenkopplung 

und die damit verbundenen Auswirkungen in den einzelnen Szenarien klarer herauszuarbeiten und im Szena

riorahmen darzustellen. 

Besonders die Auswirkungen der Elektromobilität wurden mehrfach angesprochen und diskutiert. Hierbei 

wurde unter anderem hinterfragt, ob eine zukünftig zunehmende Flexibilität durch Elektromobilität im Sze

nariorahmen ausreichend berücksichtigt werde. Auch kam die Frage auf, ob die tägliche Fahrleistung von 

Elektrofahrzeugen berücksichtigt worden sei und somit einer möglicherweise überhöhten Annahme des Ver

brauchs entgegen gewirkt werde. Der Speicher eines Elektrofahrzeugs müsste nach Ansicht des Workshop-

Teilnehmers nicht täglich vollständig geladen werden. Ein Teilnehmer verwies außerdem darauf, dass durch 

Elektromobilität nicht die Anschlussleistung ansteige sondern nur der Verbrauch. Zu diesen Punkten wurde 

erwidert, dass sowohl die Flexibilitäten als auch die Annahmen zum Verbrauch und der Anschlussleistung der 

Elektromobilität bei der Erstellung der Szenarien entsprechend berücksichtigt worden seien. Auch die 

Höchstlast von 95 GW in Szenario B2030 sei unter der Berücksichtigung der Flexibilitäten ermittelt worden 

und läge ohne deren Berücksichtigung bei einem weitaus höheren Wert. 

Ein Workshop-Teilnehmer regte an, die Annahmen zur Jahreshöchstlast (Entwurf des Szenariorahmens S. 71, 

Tabelle 27) mit genauen Quellenangaben zu versehen um eine Nachvollziehbarkeit der Annahmen zu gewähr

leisten. Zudem kam die Frage auf, ob die Jahreshöchstlast Einfluss auf den nötigen Netzausbau habe. Hier 

wurde erläutert, dass bei der Prüfung des Netzausbaus stets die Wirksamkeit der Maßnahmen überprüft wer

de. Die Jahreshöchstlast hat daher keine direkten Auswirkungen auf den Netzausbau. 

Zum Thema Power-to-X-Technologien (PtX) kam unter anderem die Frage auf, wann eine PtX-Anlage ein 

Verbraucher sei und wann ein Erzeuger. Hierzu gab es eine Erläuterung und den Hinweis, dass diese Werte in 

allen Betrachtungen des Szenariorahmens mit einbezogen seien. Ein Teilnehmer merkte an, dass die Power-

to-Gas-Technologie (PtG) als Lösung zur Abregelung von Erneuerbaren-Anlagen aus wirtschaftlichen Grün

den herangezogen werden solle. Es wurde erläutert, dass die Wirtschaftlichkeit der PtG-Anlagen hier nicht 

gegeben sei. Ein Teilnehmer verwies darauf, dass die Flexibilität bei der Jahreshöchstlast als Bandbreite darge

stellt werden müsse. Es wurde daraufhin erläutert, dass die angenommenen Flexibilitätswerte bis 2030 ver

mutlich nicht erreicht werden. In der Betrachtung würde daher eher konservativ (mit einem vermutlich 

überhöhtem Wert) gerechnet. Dies hat zur Folge, dass mehr Flexibilität weniger Netze bedeute und somit 

einem überdimensionierten Netzausbau entgegengewirkt werde. Ein Teilnehmer gab die Anregung die CO2-

Emmissionen stärker zu bepreisen um PtX-Anlagen rentabel zu machen. Zudem sollten PtG-Anlagen mehr in 

flüssiges Gas umwandeln, um somit auch die Feinstaub- und Stickoxid-Belastungen zu reduzieren. 

Zu den Lastmanagement-Potenzialen äußerte sich das Plenum dahingehend, dass die Werte im Szenarior

ahmen leicht zu hoch seien. Das vorhandene Potenzial würde nicht erhöht werden, da es für die möglichen 

Anbieter mit zu viel Aufwand für einen zu geringen Ertrag verbunden wäre. Es wurde angeregt, dass das An

reizsystem verbessert werden solle. Auch das veränderte Lastbild wurde angesprochen, welches entstehe, 

wenn die Strompreise weiter steigen und die Verbraucher mehr auf Eigenproduktion setzen. 

Als generelle Empfehlung gab das Plenum zu bedenken, dass es sinnvoll sei der Politik einzelne Stellschrauben 

des Szenariorahmens und dessen Auswirkungen klarer zu verdeutlichen. Beispiele für Stellschrauben sah das 

Plenum zum Beispiel in den Standorten von PtX-Anlagen, in mehr Elektromobilität und in der regionalen 

Verteilung von EE-Anlagen. Auch sollten einmal Szenarien nach industrie-, wirtschafts- und umweltpoliti

schen Zielstellung berechnet und präsentiert werden. 



Workshop 3: Umweltaspekte des Szenariorahmens 

Zentrales Diskussionsthema dieses Workshops war die Frage, inwieweit Umweltaspekte auf einer frühen Ebe

ne (d.h. im Szenariorahmen) berücksichtigt werden können.  Gesetzlich vorgesehen ist die Strategische Um

weltprüfung erst zur Vorbereitung eines Bundesbedarfsplans und wird während der Erstellung der Netzent

wicklungspläne durchgeführt. In den vergangenen Konsultationen wurde jedoch sehr oft angemerkt, dass dies 

zu spät sei und Umwelterwägungen schon auf früheren Ebenen einfließen müssten. 

Wesentlicher Bestandteil der Diskussionsrunde war zunächst die Erläuterung, wie die einzelnen Stufen des 

Netzausbaus aufeinander aufbauen und welche Inhalte auf den einzelnen Stufen behandelt werden. Auch 

wurde die Strategische Umweltprüfung, die seitens der Bundesnetzagentur zur Vorbereitung eines Bundesbe

darfsplans auf Ebene des Netzentwicklungsplans durchgeführt wird, erläutert. Dabei wurde herausgestellt, 

dass die Prüfung vernünftiger Alternativen eine wichtige Rolle einnimmt. Die Frage, was eine vernünftige 

Alternative ist, wurde hier von den Teilnehmern anhand des Beispiels SüdOstLink aufgeworfen und disku

tiert.  

Einen weiteren Aspekt der Diskussion stellt der Vorschlag bezüglich des Flächenverbrauchs von Photovolta

ikanlagen (PV-Anlagen) dar. Ein Teilnehmer stellte hierzu klar, dass zwischen Anlagen auf Dächern von Ge

bäuden und PV-Anlagen im freien Gelände unterschieden werden sollte. Auch der Flächenverbrauch durch 

Verlegung von Erdkabeln wurde zur Sprache gebracht. Hier wurde angemerkt, dass im Szenariorahmen kein 

Bedarf festgestellt wird und die BNetzA keine Trassenverläufe auf Ebene des Netzentwicklungsplans feststellt.  

Auch eine Umweltfolgenabschätzung, also die Berücksichtigung sämtlicher Folgekosten für die Umwelt, wur

de als Methode zur Abschätzung von Umweltaspekten auf der Ebene des Szenariorahmens vorgeschlagen. Die 

Bundesnetzagentur erläuterte, dass in der Veranstaltung zum Szenariorahmen in Berlin am 30. Januar 2018 

ein ähnlicher Vorschlag geäußert wurde. Der Vorschlag beinhalte, dass der Flächenverbrauch von Erzeu

gungsanlagen und Leitungen als Indikator für die Umweltauswirkungen herangezogen werden solle. 

Weiterhin brachte ein Teilnehmer den vom VDE entwickelten zellulären Ansatz in die Diskussion ein, der sich 

mit einer dezentralen Stromversorgung befasse. 

Ein weiterer Teilnehmer brachte die Berücksichtigung der menschlichen Gesundheit zur Sprache. Hier wurde 

seitens der Bundesnetzagentur erläutert, dass dieses Thema bereits im Umweltbericht berücksichtigt wird. 

Hinsichtlich der Spitzenkappung äußerte ein Teilnehmer den Wunsch, dass berücksichtigt werden solle, dass 

Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden sollen.  Die BNetzA stellte allerdings klar, dass sie keine Ermächti

gung hat Kohlekraftwerke entgegen einer politischen Entscheidung abzuschalten oder an einer Einspeisung 

ins Netz zu hindern. Darüber hinaus wurde bemerkt, dass die Technologie Power-to-Gas darauf abzielen solle, 

Energiemengen, die durch Erneuerbare Energien erzeugt werden, nicht ungenutzt zu kappen. 
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